Deutsdier Bundestag 
4. Wahlperiode 


Drucksache lV/1187 


Der Bundesminister 
des Auswärtigen 

L 1 (991) - 86.13 


Bonn, den 9. April 1963 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Verzögerung des Inkrafttretens des Abkommens über 
die Rechtsstellung der bei den Alliierten Beschäftigten 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der SPD 
- Drucksache IV/1136 - 


Die Kleine Anfrage der Fraktion der SPD vom 25. März 1963 
beantworte ich im Einvernehmen mit den Herren Bundes- 
rninistern der Finanzen und für Arbeit und Sozialordnung 
wie folgt: 

Zu den grundsätzlichen Fragen hat die Bundesregierung in 
ihrem Zwischenbericht vorn 10. Januar 1963 — Drucksache 
rV/908 ~ zu den Fntschließnngen des Deutschen Bundestages 
vom 4. Mai 1961 — Drucksachen 2146, 2699 der 3. Wahlpe- 
riode — Stellung genommen. Wie dort aiisgeführt ist, hängen 
der Beitritt der Bundesrepublik Deutsdiland zu dem Abkom- 
men zwischen den Parteien des Nordatlantikvertrages vom 
19. Juni 1951 über die Rechtsstellung ihrer Truppen (NATO- 
Truppenstatut) und das Inkrafttreten der Zusatzvereinbarun- 
gen vom 3. August 1959 von dem Abschluß des parlamenta- 
rischen Zustimmungsverfahrens in Belgien ab. Das belgische 
Zustimmungsgesetz ist am 24. Januar 1963 von der belgischen 
Kammer und am 4. April 1963 von dem belgischen Senat an- 
genommen worden. Es ist damit zu rechnen, daß die belgi- 
schen Ratifikationsurkunden noch in diesem Monat in Wa- 
shington bzw. in Bonn hinterlegt werden. Die deutsdie Beitritts- 
urkiinde zum NATO-Truppenstatut und die deutschen Ratifi- 
kationsurkunden zu den Zusatzvereinbarungen werden sodann 
unverzüglich hinterlegt werden. Es ist zu erwarten, daß das 
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Zusatzabkommen, das in seinem Artikel 56 die arbeitsrecht- 
lichen Bestimmungen enthält, am 1. Juni 1963 in Kraft treten 
wird. Eine weitere Verzögerung des Inkrafttretens des Zusatz- 
abkommens, von der die Anfrage ausgeht, wird somit nidit 
eintreten. 


In Vertretung 

Carstens 



